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§ 49 Bgld. GemBG 2014
 Bgld. GemBG 2014 - Burgenländisches Gemeindebedienstetengesetz 2014

 Berücksichtigter Stand der Gesetzgebung: 25.12.2024

(1) Die Gemeindebediensteten, die im guten Glauben den begründeten Verdacht einer in § 4 Abs. 1 des Gesetzes über

das Bundesamt zur Korruptionsprävention und Korruptionsbekämpfung genannten strafbaren Handlung meldet, darf

durch die Vertreterin oder den Vertreter der Gemeinde als Reaktion auf eine solche Meldung nicht benachteiligt

werden.

(2) Bedienstete und Personen in einem Lehrverhältnis gemäß § 1 Abs. 2 Z 1, die entsprechend der Richtlinie

2019/1937/EU zum Schutz von Personen, die Verstöße gegen das Unionsrecht melden, ABl. Nr. L 305 vom 26.11.2019

S. 17, im guten Glauben den begründeten Verdacht eines Verstoßes melden oder o@enlegen oder mit einer

hinweisgebenden Person in Verbindung stehen, dürfen durch die Dienstbehörde als Reaktion auf eine solche Meldung

oder O@enlegung nicht benachteiligt werden. In behördlichen und gerichtlichen Verfahren, die sich auf eine erlittene

Benachteiligung beziehen und in denen die oder der Bedienstete geltend macht, die Benachteiligung infolge einer

Meldung, O@enlegung oder der Verbindung zu einer hinweisgebenden Person erlitten zu haben, wird bis zum Beweis

des Gegenteils vermutet, dass die Benachteiligung eine Repressalie für die Meldung oder O@enlegung war. Hinsichtlich

der Beweislastumkehr gilt § 19a Abs. 1 und 2 Burgenländisches Landes-Gleichbehandlungsgesetz - Bgld. L-GBG, LGBl.

Nr. 59/1997, sinngemäß.
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